








Zerstörtes Haus in dem Viertel Givat Amal,
Tel Aviv, 21. September 2014. Foto: Activestills 



Wem gehört 
das Geld 
über unseren 
Köpfen?

Unabhängig davon, ob 
aufgezwungen oder mit Beteiligung 
der Bewohner*innen durchgeführt, 
Stadtsanierung und die Lösungen 
des Wohnungsproblems sind in erster 
Linie durch Profi tstreben geprägt, 
wobei der Profi t des einen auf Kosten 
des anderen geht. Der israelische 
Architekt Sharon Rotbard meint, es 
ist notwendig, die Konzentration 
von Luft in den Händen weniger zu 
verhindern und den Mechanismen 
der Spekulation, mit denen 
Profi terwartungen geschürt werden, 
entgegenzuwirken.

Sharon Rotbard



„Pinui Binui“ – „Räumung und (Neu-)Bau“

Am Morgen des 18. Januar 2017 um 5 Uhr rückte die Polizei in 
dem vom Staat nicht anerkannten und folglich in Gänze als il-
legal betrachteten Beduinendorf Umm al-Hīrān ein, um es zu 
räumen. Während der Räumung wurden zwei Menschen getö-
tet, der beduinische Lehrer Yacoub Abu al-Qiyan und der jüdi-
sche Polizist Erez Levy. Die Räumung des Beduinendorfs Umm 
al-Hīrān soll den Bau einer neuen jüdischen Ortschaft mit dem 
Namen Hiran ermöglichen. Eine Art „Räumung und (Neu-)Bau“.

Aber mit „Räumung und (Neu-)Bau“ (hebr. „Pinui Binui“) mei-
nen wir im Allgemeinen etwas anderes,1 obwohl es sich eigent-
lich um etwas Ähnliches handelt. Ich habe diesen Begriff zum 
ersten Mal gehört – es war wohl im Jahr 2001 –, als ich zur Tel 
Aviver Stadtverwaltung ging, um etwas bezüglich der Bauabnah-
me meines Hauses zu regeln, das ich im Schapira-Viertel 2 ge-
baut hatte. Ich sah auf dem Tisch der Architektin des Stabs für 
den südlichen Teil Tel Avivs eine Karte, auf der zwei große Ge-
biete des Schapira-Viertels mit einer blauen Linie umrandet wa-
ren. In einem davon befand sich auch mein Haus, das ich gerade 
fertig gebaut hatte. Es stellte sich heraus, dass die Stadtverwal-
tung dem interministeriellen Ausschuss einen Antrag auf Ge-
nehmigung vorlegen wollte, um ein städtisches Sanierungspro-
jekt in diesen beiden Gebieten mittels „Räumung und (Neu-)Bau“ 
durchzuführen. Dem Plan waren Computersimulationen beige-
fügt, die neureiche kleinbürgerliche Vorortszenarien zeigten. Bei 
genauerer Betrachtung stellte sich heraus, dass der Plan eigent-
lich darin bestand, die meisten der Straßen und Häuser in diesen 
Gebieten abzureißen und stattdessen eine Reihe von Hochhäu-
sern zu bauen. Es war offensichtlich, dass die PlanerInnen dem 
Entwurf nicht mehr als einen halben Arbeitstag gewidmet hatten.

Kurz danach wurde das Viertel mit Flugblättern überflutet, die 
die Überschrift trugen: „Eine Chance, die es im Leben nur ein-
mal gibt! Verpass sie nicht!“ Das Schreiben war besonders raffi-
niert und unter Verwendung der männlichen Form in der Anrede 
verfasst – vermutlich, um Rücksicht auf den traditionellen Cha-
rakter des Viertels zu nehmen und sich direkt an das lokale Pa-
triarchat zu wenden – und lud die Bewohner des Viertels zu ei-
nem Treffen mit dem stellvertretenden Bürgermeister und dem 
Direktor der staatlichen Baufirma Halamisch ein,3 die sich beide 
für das Projekt aussprachen. Viele der Bewohner und auch vie-
le der Bewohnerinnen kamen zu dem Treffen im Gemeindezent-
rum. Der stellvertretende Bürgermeister begann seine Rede wie 
folgt: „Ich werde langsam sprechen, damit Ihr schnell versteht. 
Wenn Ihr jetzt nicht zustimmt, wird es keine zweite Chance ge-
ben.“ Die BewohnerInnen, von denen viele EigentümerInnen 
von Häusern sind, die seit den 1920er Jahren im historischen 
Tabu (Grundbuch) eingetragen sind, wollten nicht wirklich ver-
stehen und verfolgten mit wachsendem Erstaunen die Serie von 
Computersimulationen, die der Direktor von Halamisch ihnen 
vorführte. Die beiden Präsentatoren konnten Dr. Ifa‘at Teharani, 
eine junge Architektin, die im Viertel aufgewachsen ist und die 
lokale Pfadfindergruppe gegründet hat, nicht beruhigen, die ihre 
Sorge darüber zum Ausdruck brachte, dass ihre Eltern und ihre 
Geschwister dem Plan zufolge ihre Häuser würden räumen müs-
sen, weil sie abgerissen werden sollten. Kurzum: Die Versamm-
lung platzte, und der stellvertretende Bürgermeister, der Direk-
tor und das Heer ihrer Assistenten verließen blitzschnell den Saal 
des Gemeindezentrums. Erfreulicherweise wurde der Plan fal-
lengelassen, und die Stadtverwaltung begann, mit Beteiligung 
der Öffentlichkeit einen Masterplan zu erarbeiten.

Zwei Jahre später besuchten mich BewohnerInnen des HaAr-
gazim-Viertels, einer armen Wohngegend im Südosten von Tel 
Aviv, die herausgefunden hatten, dass auch sie geräumt werden 
sollten. In diesem Fall ging die Bedrohung allerdings von priva-
ter Seite aus – ein Bauunternehmer hatte praktisch das ganze 

Viertel gekauft – und die Umsetzung des Projekts führte zu ge-
walttätigen Übergriffen: Autoreifen wurden zerstochen, es kam 
zu Arbeitsunfällen, bei denen die Planierraupen versehentlich 
hier eine Wand einrissen und dort ein Dach zum Einsturz brach-
ten. Im Zuge der Entwicklungen wurden diejenigen, die frühzei-
tig unterschrieben hatten, zu Stakeholdern, und die, die nicht be-
reit gewesen waren zu unterschreiben, zu Hindernissen. Mitunter 
ging diese Spaltung mitten durch Familien oder trennte langjäh-
rige enge FreundInnen. Ich begleitete die BewohnerInnen des 
HaArgazim-Viertels zu einer Anhörung im Sozialausschuss der 
Knesset, die aufgrund der Vorkommnisse schließlich anberaumt 
wurde. Dem Bauunternehmer ist es bisher nur gelungen, ein Ge-
bäude zu bauen.

In den letzten Jahren habe ich von anderen Arten von „Räu-
mung und (Neu-)Bau“-Projekten gehört, hauptsächlich in wohl-
habenderen Vierteln im Norden von Tel Aviv und in den umlie-
genden Städten, wie Ramat Gan und Giv‘atajim, wo Gruppen 
von gebildeten, gut situierten BewohnerInnen, die über entspre-
chende finanzielle Mittel verfügen, die Projekte selbst vorantrei-
ben. Diesmal sind es – wie den Beschwerden zu entnehmen ist 

– die BewohnerInnen, die mittels Versprechungen und Druck auf 
die Bauunternehmen oder die lokalen Ausschüsse versuchen, 
die Genehmigung für den Bau von mehr Wohnungen und Stock-
werken oder weitreichendere Baurechte zu erhalten.

Was viele dieser Projekte und Versuche – unabhängig davon, 
ob sie von oben bzw. außen aufgezwungen oder mit Beteiligung 
der BewohnerInnen durchgeführt werden – gemein haben, ist 
die Auffassung, dass sich Stadtsanierung und die Lösung des 
Wohnungsproblems in erster Linie – oder vielleicht ausschließ-
lich – durch Profitstreben bewerkstelligen lassen, wobei der Profit 
des einen auf Kosten des anderen geht. Und das erfordert immer 
ein gewisses Maß an Gewaltanwendung. Wenn dies nicht im Na-
men irgendeiner zionistischen Siedlungsideologie stattfindet, ge-
schieht es im Namen einer gesellschaftlich-wirtschaftlichen Ideo-
logie. Oder wie es einer der Planer des Stabs für den südlichen 
Teil von Tel Aviv in einer der Sitzungen formulierte: „Es ist keine 
Schande, finanziell zu profitieren!“ Und der Vertreter der „Räu-
mungsfirma“, der an der Anhörung teilnahm, begann, mich per-
sönlich anzugreifen, und vor dem Ausschuss darauf hinzuweisen, 
dass er wisse, wo ich wohne. Niemand hat etwas dazu gesagt.

Es geht hier nicht nur um die Gier von BauunternehmerInnen 
und Stakeholdern, sondern um eine fast offizielle Ideologie, de-
ren HauptverfechterInnen oft ausgerechnet diejenigen sind, die 
die Förderprogramme, die der Allgemeinheit dienen sollen, ko-
ordinieren. Und wenn im öffentlichen Dienst die Auffassung ver-
treten wird, dass die Stadt ein Markt ist und dass der Markt sich 
selbst in Ordnung bringt, dann fühlen sich die KoordinatorInnen 
nicht dafür verantwortlich, eine Lösung für die nicht anerkann-
ten Beduinendörfer zu finden und auch nicht für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus.

Lukrative Luftgeschäfte

Diese Beispiele zeigen aber auch eine tiefe soziale Verände-
rung, bei der ein ganzes Land vom Immobilienmarkt-Fieber er-
griffen ist. Heute ist fast jede Person – sei sie (nur) Einwohne-
rIn oder StaatsbürgerIn – in der einen oder andern Form von der 
Immobilienmarkt-Logik erfasst, die die Gestaltung von (Stadt-)
Raum nun beherrscht. Es ist vielleicht keine Schande, finanziell 
zu profitieren, aber es gibt neben denen, die finanziell profitie-
ren, viele andere, schon ganze Generationen, die nicht profitie-
ren, die keine eigene Wohnung haben und die das wenige, das 
sie hatten, nun verlieren. Und nach Jahrzehnten der Wohnungs-
not in Israel ist heute allen klar, dass der Markt sich offenbar 
nicht selbst in Ordnung bringt und dass er sicher nicht für alle 
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in gleichem Maße „frei“ ist. Die Prozesse von „Räumung und 
(Neu-)Bau“ verschärfen und bestärken in der Regel diese Un-
gleichheit. Wenn die ganze Stadt zum wilden Markt wird, in dem 
jede und jeder Einzelne versucht, so viel wie möglich zu bekom-
men, stärkt der Markt die Starken und schwächt die Schwachen.

Um nicht ein Opfer dieses Mechanismus zu werden, müs-
sen Menschen zu UnternehmerInnen auf dem Immobilienmarkt 
oder zumindest zu ImmobilienmaklerInnen werden. Das sehen 
wir bei StudentInnen, die ihre Zimmer untervermieten, bei Woh-
nungseigentümerInnen aus dem Mittelstand, die ihre Wohnun-
gen über Airbnb an TouristInnen vermieten, bei BewohnerInnen 
von Mehrfamilienhäusern in den wohlhabenden Vierteln im Nor-
den von Tel Aviv oder Giv’atajim, die das staatlich geförderte 
Sanierungsprogramm TAMA 38 4 nutzen, oder bei großen Un-
ternehmen, die ganze Stadtviertel kaufen und in der Lage sind, 
lange Gerichtsverfahren zu führen, um die alten BewohnerInnen 
aus ihren Viertel zu vertreiben. Wir alle sind in der einen oder an-
deren Form in diese Geschäfte verwickelt.

In den letzten Jahren sorgte die Debatte um die Frage, wer 
von den Gasvorkommen, die im Mittelmeer entdeckt worden 
sind, profitieren wird, für große öffentliche Empörung. Bekannt-
lich ist der Weg von der Entdeckung über die Förderung vom 
Meeresgrund und den Transport ans Land bis hin zum Verkauf 
des Gases an das eine oder andere Land lang und beschwer-
lich. Internationale Abkommen müssen geschlossen und kom-
plexe Ausschreibungen durchgeführt werden. Förderung und 
Nutzung haben politische und militärische Implikationen, sie er-
fordern die Anschaffung von U-Booten und Anti-U-Booten, um 
die Sicherheit des Projekts zu gewährleisten. Bekanntlich war 
die zentrale Frage, die in diesem Zusammenhang die öffentliche 
Debatte bestimmte: Wem gehört diese Ressource? Dem Staat? 
Der Gesellschaft? Denjenigen, die sie entdeckt haben? Denjeni-
gen, die sie erschließen werden? Oder den ganz wenigen, de-
nen es gelingen wird, sie sich anzueignen?

Aber während in der Öffentlichkeit um eine Ressource ge-
stritten wurde, die schwer zugänglich unter dem Meeresboden 
schlummert, gibt es eine andere Ressource, deren finanzieller 
und wirtschaftlicher Wert ebenso groß ist wie der der Gasvor-
kommen am Grunde des Mittelmeers, die aber verglichen mit 
dem Gas viel leichter zugänglich ist, deren Nutzung viel einfa-
cher ist und keine U-Boote und Anti-U-Boote erfordert. Ich mei-
ne die Ressource Luft. Wir brauchen Luft. Wir brauchen sie nicht 
nur zum Atmen, sondern auch für andere Dinge, zum Beispiel, 
um Ballons aufzublasen, Drachen steigen zu lassen oder mit 
Flugzeugen zu fliegen. Aber Luft ist auch Raum, der Raum, in 
dem wir wohnen, das, was wir in der Regel „Zuhause“ nennen. 
Und außerdem ist da noch die Luft, der Raum für das, was noch 
nicht gemacht und gebaut worden ist, Räume und Wohnungen, 
von denen wir hoffen und träumen, sie zu bewohnen. Das heißt, 
dass da noch „Luft nach oben“ ist, dass es außer all den schon 
vorhandenen Räumen noch die Luft um uns herum und über un-
seren Köpfen gibt, die Raum für fast endlose Erwartungen bie-
tet, ein Raum, der sich theoretisch vom Erdboden bis ans Ende 
der Erdatmosphäre erstreckt. Und diese Luft, dieser Raum, der 
bis ans Ende der Erdatmosphäre reicht, kann in Geld verwandelt 
werden. Wem gehört diese Luft und wem gehört dieses Geld?

Das Recht auf die Luft über unseren Köpfen

Das Recht auf die Luft über unseren Köpfen ist ein sonderbares 
Recht. Von Anfang an ist es ein Recht, das nicht jedem Menschen 
gewährt wird. Nur wem Land gehört, dem wird das Recht, den 
freien Raum zu nutzen, gewährt. Das heißt, dass dieses Recht – 
Luft in Geld zu verwandeln oder in eine Wohnung, das Recht zu 
bauen und damit letztendlich das Recht auf eine Wohnung und 

auf ein Dach über dem Kopf – nicht den Menschen- oder Bür-
gerrechten entspringt, sondern dem Eigentum: Das Recht auf 
den freien Raum ergibt sich aus dem Recht irgendeiner natürli-
chen oder juristischen Person an irgendeinem Stück Land. Aber 
dieses Recht muss von der Allgemeinheit gewährt werden. Die 
Eigentümerin oder der Eigentümer eines Grundstücks muss die 
Allgemeinheit um dieses Recht bitten, indem sie oder er einen 
Antrag beim lokalen oder regionalen Bauausschuss stellt.

Und um Freiraum in Geld zu verwandeln, muss er erst auf Pa-
pier gebracht werden: Die Luft muss so verplant werden, dass 
sie sich in Bauabschnitte aufteilen und in Baugenehmigungen 
verwandeln lässt. Danach wird das Papier zu Stein, zu Ziegeln 
oder zu Beton, zu Wänden und zu Fußböden, die verkauft oder 
vermietet werden können und sich Wohnung oder Haus nennen 
lassen. Dieser Prozess, bei dem Luft in Geld verwandelt wird, er-
fordert gewiss nicht wenig Arbeit und Mühen, aber die hohen 
Wohnungskosten sind nicht das Ergebnis der entstandenen Ar-
beitskosten, sondern vor allem das der hohen Profiterwartungen.

Luft in Geld zu verwandeln ist keine neue Idee. Als Mitte des 
19. Jahrhunderts Baron Haussmann Paris neu bauen wollte, be-
schloss er, Land zu enteignen. Die Höhe der Entschädigungszah-
lungen für die Enteignungen wurden nach einer einfachen Formel 
berechnet, die nicht nur den ursprünglichen Preis des Grundstücks 
in Betracht zog, sondern auch den erwarteten Profit aus der Luft 
darüber, imaginäre Profite, die im Zuge der fortschreitenden Ent-
eignungen und neuer Profitberechnungen immer größer wurden. 
Es ist Haussmann zwar gelungen, viele Viertel von Paris zu erneu-
ern, aber der schwindelerregende Anstieg der Grundstücksprei-
se und der Entschädigungszahlungen zwang die Stadtverwaltung 
dazu, ein Darlehen bei der Londoner Börse aufzunehmen, um wei-
tere Grundstücke aufzukaufen. Dies führte letztendlich zum Ban-
krott der Stadt. In der historischen Betrachtung wird Haussmann 
immer mit der Modernisierung von Paris in Verbindung gebracht, 
mit dem Ausbau des Metronetzes und der Errichtung breiter Bou-
levards. Aber es muss auch die zentrale Neuerung genannt wer-
den, die es Haussmann erst ermöglichte, seine Pläne zu verwirk-
lichen, nämlich die Immobilienspekulation.

Die heutige Situation in Israel unterscheidet sich deutlich von 
der damaligen in Frankreich, insofern die Pariser Behörden die 
Baugenehmigungen in der Stadt erteilten. Demgegenüber kann 
nach geltendem Baurecht in Israel theoretisch jeder Mensch, 
der Land besitzt, einen lokalen Bebauungsplan erstellen und 
sich selbst die Baugenehmigung erteilen. Nach dem heutigen 
Stand und den üblichen Praktiken profitieren davon in der Re-
gel eben jene, die finanziell und aufgrund ihres Einflusses in der 
Lage sind, die Luft über ihrem Grundstück in Baugenehmigun-
gen zu verwandeln und einen Bebauungsplan und große Bau-
projekte durchzusetzen.

Aufgrund der heutigen neoliberalen Wirtschaftsweise gelangt 
die Luft über unseren Köpfen oft in die Hände von Großkapita-
listen – auf ähnlich zweifelhafte Art und Weise, wie die Gasvor-
kommen im Mittelmeer in ihre Hände gelangen. Wenn wir Sta-
tistiken zu Rate ziehen, um die wachsende Konzentration in der 
Wirtschaft zu verstehen, werden diese Zahlen lebendig, wenn 
wir durch die Stadt gehen. Dann türmt sich die Macht vor uns 
auf in wirklichem Stein, die Verteilung der Eigentums- und Bau-
rechte wird handgreiflich in zu Stein gewordenen Hierarchien.

Die Lösung des Wohnungsproblems

In seinem Aufsatz „Zur Wohnungsfrage“ argumentierte Friedrich 
Engels, dass sich das Wohnungsproblem nicht ohne eine grund-
legende Veränderung der Gesellschaft lösen lasse. Seit der Ver-
öffentlichung dieses Artikels im Jahr 1872 sind schon fast 150 
Jahre vergangen. Seitdem haben PolitikerInnen, PhilosophInnen 
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1 In Israel ist Wohnungseigentum im städti-
schen Raum sehr weit verbreitet. Mittlerweile 
 sind viele, vor allem ältere Gebäude sanie-
rungsbedürftig, doch häufig fehlen den Woh-
nungseigentümerInnen die für die Sanierung 
benötigten finanziellen Mittel. Um dieses Pro-
blem zu lösen, wurde das staatliche Förder-
programm „Pinui Binui“ aufgelegt: Ein Bau-
unternehmen schließt mit den Wohnungs-
eigentümerInnen einen Vertrag, in dem sich 
Letztere verpflichten, ihre Wohnungen zu  
räumen. Je nach Vertrag stellt das Bauunter-
nehmen eine alternative Wohnung zur Ver-
fügung oder zahlt eine entsprechende Ent-
schädigung. Dann wird das Gebäude (mitun-
ter auch ein ganzer, aus mehreren Gebäuden 
bestehender Komplex) abgerissen oder „aus-
gehöhlt“ (wenn Teile, insbesondere Fassaden, 
aus Denkmalschutzgründen erhalten werden 
müssen) und ein neues, in der Regel größe-
res Gebäude errichtet. Es werden insbesonde-
re solche Vorhaben gefördert, bei denen ein 

größerer Teil des Grundstücks oder gar die  
gesamte Grundstücksfläche bebaut wird und 
höhere Gebäude, als ursprünglich geplant,  
errichtet werden. Nach Fertigstellung erhalten 
die „geräumten“ WohnungseigentümerInnen 
in der Regel je eine Wohnung (meist in den 
unteren Stockwerken), die etwas größer ist als 
ihre ehemalige. Sie müssen sich anteilig an 
den Unterhaltungskosten des neuen Gebäu-
des, die oft wesentlich höher sind als die des 
alten, beteiligen. Die zusätzlichen Wohnun-
gen, die durch den Neubau entstanden sind, 
ge hören dem Bauunternehmen und werden 
meistens als Eigentumswohnungen verkauft. 
MieterInnen von Wohnungen in solchen Sa-
nierungsprojekten gehen in der Regel leer 
aus. Auch WohnungseigentümerInnen schnei-
den mitunter schlecht ab, je nachdem, wie 
umfang reich das Bauprojekt, wie groß das be-
teiligte Bauunternehmen, wie klein ihre neue 
Wohnung und wie groß ihr finanzieller Spiel-
raum ist, (Anm. d. Übers.)

2 Das Viertel liegt im Süden der Stadt und  
gehört zu den ärmeren und eher vernachläs-
sigten Wohngegenden (Anm. d. Übers.).

3 Halamisch ist eine der Stadt und der Regie-
rung unterstehende öffentliche Körper-
schaft in Tel Aviv-Yafo, die die Aufgabe hat, 
Sozialwoh nungen zu verwalten und Stadt-
viertel zu sanieren. (Anm. d. Übers.)

4 TAMA 38, eine Art nationaler Rahmen- 
Bauplan, verfolgt das Ziel, ältere Gebäude 
neueren Bauvorschriften anzupassen.  
Diese Projekte werden insbesondere mit  
Zuschüssen, Steuererleichterungen und  
Genehmigungen für die Vergrößerung der  
Gebäude gefördert.
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und ArchitektInnen unzählige Versprechungen gemacht und 
Ideen unterbreitet, wie das Problem zu lösen sei. Dennoch ist 
nach wie vor die überwältigende Mehrheit der Menschen welt-
weit vom Wohnungsproblem betroffen. Es wäre anmaßend, 
eine umfassende Lösung für alle vorzuschlagen, und es sollte 
auch nicht vergessen werden, dass die Lösungen, die von En-
gels’ AnhängerInnen in der Sowjetunion und in China propagiert 
wurden, nicht besonders erfolgreich waren.

Deswegen ist es meines Erachtens angesichts der gegenwär-
tigen Verfestigung der Machtverteilung und der Konzentration 
des Kapitals – in der Form von potenziellen Baurechten einer-
seits und bereits genutzten Rechten, in Gebäuden und Städten 
verwirklichten Rechten andererseits – zwingend notwendig, da-
rauf hinzuarbeiten, dass möglichst viele Menschen das Recht er-
halten, sich ein Haus zu bauen. Wenn es immer noch nicht mög-
lich ist, das Recht auf Raum und das Recht auf Wohnen zu einem 
universellen Menschenrecht oder einem Bürgerrecht in einer 
aufgeklärten Gesellschaft zu machen, dann ist zumindest dafür 
zu sorgen, dass das Recht zu bauen nicht nur sehr viel gleich-
mäßiger unter denen verteilt werden, die einen Anspruch dar-
auf haben, das heißt den Grundstücks- und Wohnungseigentü-
merInnen, sondern dass so vielen Menschen wie möglich diese 
Rechte zugesprochen werden. Es ist notwendig, die Konzentra-
tion von Luft in den Händen weniger, die durch die Bevorzugung 
von großen Akteuren und die Zusammenlegung von Grundstü-
cken geschaffen wird, zu verhindern und den Mechanismen der 
Spekulation, mit denen Profiterwartungen geschürt werden, ent-
gegenzuwirken. Dafür muss vor allem anerkannt und klargestellt 
werden, dass die Stadt kein Markt ist.

 
Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin

Sharon Rotbard ist ein israelischer Autor und Architekt. 
2005 erschien sein kritisches Buch „White City, Black City:  
Architecture and War in Tel Aviv and Jaffa”.

Der Artikel wurde am 18. Januar 2017 bei der jährlichen  
Konferenz unseres Partners Israeli Center for Digital Art  
als Vortrag gehalten.

Anmerkungen



Brennende Barrikaden anläßlich von Protesten gegen die Evakuierung  
von Einwohner*innen des Viertels Givat Amal, vor dem Hintergrund teurer 

Neubauten, Dezember 2014. Foto: Activestills
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Kämpfe, Diskurse, Arbeitsfelder –  
unsere Partner vor Ort. Eine Auswahl

Molad – Zentrum für die Erneuerung  
der israelischen Demokratie

Fragen um den Platz von Religion in der Gesellschaft und um 
die Beziehungen zwischen Staat und Religion sind im gegen-
wärtigen Israel virulenter denn je. Das Zentrum für die Erneue-
rung der israelischen Demokratie Molad beschäftigt sich inten-
siv mit dieser Thematik und veröffentlichte im Sommer 2017 die 
Ergebnisse eines vom Israel-Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
unterstützten umfangreichen Forschungsprojekts, das die Un-
terwanderung des säkularen staatlichen Bildungssystems durch 
die nationalreligiöse Siedlerbewegung untersucht hat. Das Aus-
maß der aufgedeckten Methoden zur Indoktrination der israeli-
schen Jugend führte zu einem öffentlichen Skandal, in dessen 
Folge mehrere Städte, darunter Tel Aviv, konkrete und sofor-
tige Schritte unternahmen, um diesem Phänomen Einhalt zu 
gebieten.

Molad (Hebräisch für Geburt oder Neumond) ist ein partei-
politisch unabhängiges Forschungsinstitut, das sich mit für die 
israelische Gesellschaft grundlegenden politischen und sozi-
alen Fragen beschäftigt. Molad wurde 2012 gegründet und 
sieht seine Aufgabe darin, ein umfassendes und fortschrittli-
ches Entwicklungskonzept für die Zukunft Israels zu entwer-
fen, das auf ein gleichberechtigtes Zusammenleben mit Israels 
Nachbarn und auf eine friedliche Integration in das geopoliti-
sche Umfeld setzt.

Die Arbeit des Zentrums lässt sich drei Oberthemen zuord-
nen. Außenpolitik und Sicherheitsfragen: Die Aufrechterhaltung 
des staatlichen Kontrollsystems in den palästinensischen Ge-
bieten treibt Israel immer weiter in die internationale Isolation, 
womit sich seine Isolation in der Region verschärft und seine 
Zukunft als demokratischer Staat auf dem Spiel steht. Gesell-
schaftliche Fragmentierung: In der Zivilgesellschaft ist eine star-
ke Zunahme von auf Stammeszugehörigkeiten beruhenden Ein-
stellungen zu verzeichnen, die mit einem modernen Lebensstil 
unvereinbar ist. Sozioökonomische Entwicklung: Die wachsen-
de Ungleichheit führt zu einer Spaltung der israelischen Gesell-
schaft in eine kleine wohlhabende Elite und eine zunehmende 
Zahl von Bürger*innen, deren Einkommen kaum mehr oder ge-
rade noch ausreicht, um Grundbedürfnisse wie Wohnen und Es-
sen zu befriedigen, und die sich nicht mehr auf das staatliche Si-
cherheitsnetz verlassen können.

www.molad.org

Negev-Koexistenz-Forum für gesellschaftliche 
Gleichberechtigung

Einer der aktuellen politischen Kämpfe in Israels ist der Wider-
stand gegen die Vertreibung von Zehntausenden Menschen aus 
den 35 sogenannten nicht anerkannten Beduinen-Dörfer im Sü-
den Israels. Hier setzt die Arbeit des Negev-Koexistenz-Forums 
(NCF) für gesellschaftliche Gleichberechtigung an. Es wurde 
1997 gegründet und geht es auf eine Initiative von arabischen 
und jüdischen Bewohner*innen der Wüstenregion Negev (Ara-
bisch: Naqab) zurück. Angesichts der Versäumnisse des Staa-
tes Israels, die Menschen- und Bürgerrechte der dort ansässi-
gen arabisch-beduinischen Bevölkerung zu respektieren und 
zu schützen, setzt sich das NCF für volle Bürgerrechte und die 
Gleichstellung aller im Negev lebenden Menschen ein. Um die-
ses Ziel zu erreichen, fördert das NCF die Selbstermächtigung 
der von Diskriminierung betroffenen Gemeinden, organisiert So-
lidaritäts- und Protestaktionen, dokumentiert Menschenrechts-
verletzungen, beteiligt sich an rechtlichen Maßnahmen gegen 
diskriminierende Praktiken und vertritt die Belange der arabi-
schen-beduinischen Bevölkerung auf lokaler und internationa-
ler Ebene.

Das NFC organisiert, unterstützt vom Israel-Büro der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung, Foto-Dokumentations-Workshops für Kinder 
und Frauen in den von staatlicher Seite nicht anerkannten Be-
duinendörfern, in denen die Teilnehmer*innen lernen, mit Foto-
kameras umzugehen und ihr Alltagsleben und die Menschen-
rechtsverletzungen, die sie erleiden, auf Bildern festzuhalten. Es 
bietet Führungen im Negev an, mit dem Ziel, ein tiefer gehen-
des Verständnis der staatlichen Politik gegenüber der dort leben-
den arabischen Bevölkerung zu vermitteln. Mit seiner Internet-
seite sowie seinen Newslettern und Berichten versorgt das NCF 
die Öffentlichkeit, politische Entscheidungsträger*innen und an-
dere Interessierte und Betroffene mit präzisen und zuverlässigen 
Informationen. Das NFC hat wiederholt für die Vereinten Natio-
nen sogenannte Schattenberichte über die Zerstörung von Häu-
sern und den Mangel an öffentlicher Infrastruktur in den nicht 
anerkannten Dörfern und über Diskriminierungen im Bereich öf-
fentliche Dienstleistungen erstellt. Darüber hinaus ist das NCF in 
verschiedenen UN-Foren und in anderen Gremien, die sich mit 
den Rechten indigener Bevölkerungsgruppen befassen, mit De-
legierten vertreten.

www.dukium.org
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Achoti – Für Frauen in Israel

Mizrachim – so werden aus Asien und Afrika, vor allem aus ara-
bischen Ländern stammende jüdische Israelis genannt – ma-
chen etwa die Hälfte der jüdischen Bevölkerung in Israel aus, 
doch sie sind von den Machtzentren des Landes häufig aus-
geschlossen. Aufgrund ihrer quantitativen Bedeutung verfügen 
die Mizrachim über großes Potenzial, politische Veränderungen 
herbeizuführen. Das bewiesen sie 1977, als sie den Ausschlag 
für die historische Niederlage der sklerotisch gewordenen Ar-
beitspartei gaben und dem rechten Likud zur Macht verhalfen. 
In einem Essay für unsere Webseite schreibt Zvi Ben-Dor Be-
nite, Mizrachi-Aktivist und Professor für Islamwissenschaften 
an der New York University, dass es für viele Mizrachim attrak-
tiv erscheint, „sich der neuen israelischen Rechten anzuschlie-
ßen, weil damit das Versprechen verbunden ist, endlich völlig in 
das israelische Kollektiv aufgenommen und nicht länger ausge-
grenzt und als minderwertig behandelt zu werden“. 

„Achoti – für Frauen in Israel“ ist hingegen überzeugt davon, 
dass Mizrachim ein progressiver Faktor sein können. Der Ansatz 
dieser im Jahr 2000 gegründeten feministischen Mizrachi-Orga-
nisation besteht darin, einen Ort zu schaffen, wo Frauen unter-
schiedlicher ethnischer und nationaler Herkunft zusammenkom-
men können, um sich gemeinsam für eine gerechtere israelische 
Gesellschaft in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht 
einzusetzen.

Dabei geht es Achoti (Hebräisch für meine Schwester) da-
rum, den vorherrschenden feministischen Diskurs herauszu-
fordern und zu erweitern und eine alternative feministische 
Agenda zu formulieren. Achoti interessiert sich unter ande-
rem für die Schnittstellen von Identität, Nationalität, ethnischer 
Herkunft und Feminismus. Die Organisation stellt Dichotomi-
en und gängige Unterscheidungen infrage, etwa die zwischen 
den Anbieter*innen und Empfänger*innen von Dienstleistungen 
oder zwischen Gebildeten und Ungebildeten. Und sie schafft 
öffentliche Aufmerksamkeit für die Lebensumstände von mar-
ginalisierten Gruppen von Frauen, Mizrachiyot, Palästinense-
rinnen, Frauen aus Äthiopien, russischsprachige Einwanderin-
nen aus der ehemaligen Sowjetunion, Arbeitsmigrantinnen und 
Geflüchtete. Zudem gehört für Achoti die soziale und ökono-
mische Gleichstellung von Frauen ganz oben auf die feministi-
sche Agenda, da dies für sie die Voraussetzung für die Schaf-
fung einer gerechteren Gesellschaft für alle ist. Achoti bemüht 
sich darum, ganz verschiedenen Gruppen von Frauen, die zum 
Teil an den geografischen, politischen, ökonomischen und sozi-
alen Rändern der israelischen Gesellschaft leben, feministische 
Ansichten und Praktiken näherzubringen. Nur so kann die femi-
nistische Bewegung wachsen und vielstimmiger werden.

www.achoti.org.il 

Das Khashabi-Ensemble – neues 
palästinensisches theater in Haifa

Das Khashabi-Ensemble ist eine der aufregendsten neuen Initi-
ativen in der israelischen Kunstszene. Es wurde 2011 von einer 
Gruppe junger palästinensischer Theatermacher*innen gezielt 
nicht in Israels Kulturhauptstadt Tel Aviv, sondern in der nordis-
raelischen Hafenmetropole Haifa gegründet. Die Gruppe bricht 
es mit konventionellen Kunstformen und versteht sich als eine 
Art Labor, wo kreative Prozesse und die Einbeziehung der loka-
len Community, also von Menschen, die in ihrer Mehrheit nor-
malerweise nicht an künstlerischen Produktionen beteiligt sind, 
im Mittelpunkt stehen. In diesem „Theaterlabor“ wird viel im-
provisiert, es werden aber auch Mittel wie Interviews und Studi-
en genutzt und ausgewertet. Daraus entstehen ganz besondere 
Theaterstücke, deren Ziel es ist, die Zusammenarbeit in der Com-
munity und einen kritischen Dialog untereinander zu fördern.

Haifa ist – zusammen mit Nazareth – das wichtigste Zentrum 
der palästinensischen Minderheit in Israel. Haifa ist zudem die 
israelische Stadt, in der die jüdische Mehrheitsgesellschaft und 
die palästinensische Minderheit am stärksten miteinander in Be-
rührung kommen. Dennoch mangelt es auch hier an Möglich-
keiten, sich mit dem gesellschaftlichen und kulturellen palästi-
nensischen Erbe auseinanderzusetzen, dieses zu bewahren und 
noch wichtiger: zu erneuern. In diese Lücke stieß das Ensemble 
und eröffnete nach Jahren ohne eine festes Spielstätte 2015 ein 
eigenes Theater. Der Ort ist Programm: Das in Eigenregie und 
ohne Staatsgelder eröffnete Haus befindet sich in einem histo-
rischen Gebäude aus der osmanischen Ära im heruntergekom-
menen Viertel Wadi Salib in Haifas Unterstadt. Das Mitte des 
18. Jahrhunderts gegründete Wadi Salib war zwei Jahrhunder-
te lang ein wichtiges urbanes Zentrum, bis es während des Krie-
ges von 1948 durch Flucht und Vertreibung entvölkert wurde. In 
diesem Viertel bietet nun die neue Bühne des Khashabi-Ensem-
bles (Khashabi bedeutet Holz oder Bühne) einen Ort, an dem pa-
lästinensische Künstler*innen mit gesellschaftlichen Konventio-
nen spielen und diese auch brechen können, wo sie ihr Publikum 
ständig erweitern und ihre „palästinensische Identität“ erfor-
schen können. Mit dieser Identität beschäftigt sich auch das neu-
este Stück des Khashabi-Ensemble mit dem Titel “Other Places”. 
Es fragt, was Palästina für diejenigen Palästinenser*innen bedeu-
tet, die dort nicht mehr leben, also für die große palästinensi-
sche Diaspora, bestehend aus Millionen von Geflüchteten und 
Exilanten. 

www.khashabi.org
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Stephen-Roth-Institut für die  
Erforschung von zeitgenössischem 
Antisemitismus und Rassismus

Das Stephen-Roth-Institut für die Erforschung von zeitgenös-
sischem Antisemitismus und Rassismus bietet neben wissen-
schaftlichen Erkenntnissen auch eine Plattform, um über Anti-
semitismus und Rassismus, deren Geschichte sowie sozialen, 
institutionellen und kulturellen Hintergründe zu diskutieren. Das 
Hauptaugenmerk des Instituts liegt auf Erscheinungsformen 
dieser Phänomene seit dem Zweiten Weltkrieg.

2017 begann das Roth-Institut mit einem Projekt, in dessen 
Zentrum die Erforschung von Gemeinsamkeiten und Unter-
schieden zwischen zeitgenössischem Antisemitismus und Isla-
mophobie steht. Anhand aktueller Studien wird in diesem Pro-
jekt auch der Frage nachgegangen, inwieweit Antisemitismus 
mit anderen Formen von Vorurteilen zusammenhängt. Ein wei-
teres Ziel ist eine vergleichende Untersuchung von antisemiti-
schen Haltungen unter Muslim*innen und islamophoben Ein-
stellungen von Juden und Jüdinnen – wichtige Themen, die bis 
heute in der Forschung zu wenig Beachtung gefunden haben. 
In diesem Rahmen wird das Projekt auch untersuchen, inwie-
weit Muslim*innen heute den Widerstand gegen Antisemitis-
mus als Modell nutzen können, um politisch gegen Islamopho-
bie vorzugehen.

Die Initiator*innen hoffen, mithilfe dieses auf zwei Jahre an-
gelegten Forschungsprojekts, das mit finanzieller Unterstüt-
zung des Israel-Büros der Rosa Luxemburg Stiftung durchge-
führt wird, nicht nur eine inhaltliche Auseinandersetzung über 
aktuelle Formen von Antisemitismus und Islamophobie zu be-
fördern, sondern auch Aufschluss über gemeinsame historische 
Erfahrungen, Wege und Geschichten von Juden/Jüdinnen und 
Muslim*innen geben zu können. 

humanities1.tau.ac.il/roth/
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Anwesende Abwesende
Der Begriff aus dem israelischen Recht 
(Englisch: present absentees) bezeichnet 
Palästinenser*innen, die nach Ende des Krieges 
von 1948 nicht an ihren Wohnorten waren, sich 
aber innerhalb der Grenzen des neugegründeten 
Staates Israel befanden (im internationalen Recht: 
Internally Displaced Persons [IDPs], deutsch: 
Binnenvertriebene/-flüchtlinge). Dieser Umstand 
traf auf mehr als ein Viertel der nach dem Krieg in 
Israel verbliebenen Palästinenser*innen zu. Trotz 
israelischer Staatsbürgerschaft durften die ‘anwe-
senden Abwesenden’ nicht an ihren Wohnort zu-
rückkehren und wurden – wie andere palästinen-
sische „Abwesende“ – durch Notstandsverord-
nung (1948) und per Gesetz (1950) enteignet. 

Arabisch-Palästinensische 
Minderheit in Israel
Die nach dem Krieg von 1948 auf dem Territori-
um des neugegründeten Staates Israel verbliebe-
nen Palästinenser*innen (ca. 150.000 Menschen, 
einschließlich der ‘anwesenden Abwesenden’) 
erhielten die israelische Staatsbürgerschaft. Sie 
wurden jedoch von 1948 bis 1966 einer Militärre-
gierung unterstellt, wodurch ihre Menschen- und 
Bürgerrechte stark beeinträchtigt wurden. Auch 
nach der formellen Aufhebung der Militärregie-
rung blieben Diskriminierung und fehlende staats-
bürgerliche Gleichheit - bis heute - ein zentrales 
Problem dieser Minderheit, der gegenwärtig fast 
1,8 Millionen Menschen (ca. 20 Prozent der Israe-
lis) angehören.

Aschkenasim
Aschkenasim oder aschkenasische Juden und 
Jüdinnen ist im israelischen Kontext die Be-
zeichnung für aus Europa stammende jüdische 
Menschen.

Begin, Menachem 
(1913 –  1992)
In Brest-Litowsk (heute Weißrussland) geboren, 
führte Begin in den 1940er Jahren die revisionis-
tische paramilitärische Organisation Etzel/Irgun, 
die in Palästina für einen jüdischen Staat kämpf-
te und Anschläge gegen die britische Mandatsre-
gierung und die palästinensische Zivilbevölkerung 
verübte. Nach der Staatsgründung war er als An-
führer der nationalistischen Cherut-Partei fast 30 
Jahre in der Opposition, bis es dem von ihm ge-
führten konservativen Parteienbündnis Likud ge-
lang, die Wahlen 1977 zu gewinnen und damit 
die Vorherrschaft der Arbeiterpartei zu beenden. 
Seine Amtszeit als Premierminister (1977–1983) 
war vor allem mit einer Verbesserung der (wirt-
schaftlichen) Situation der Mizrachim, dem Frie-
densabkommen mit Ägypten (1979), dem israe-
lischen Luftangriff auf einen irakischen Atomre-
aktor (1981) und dem ersten Libanonkrieg (1982) 
verbunden. Angesichts des breiten anhaltenden 
Protests in Israel gegen den Krieg, insbesondere 
infolge des Massakers in Sabra und Schatila, leg-
te Begin 1983 seine Ämter nieder und zog sich 
aus der Öffentlichkeit zurück.

Ben-Gurion, David  
(1886 –  1973)
Der in Polen geborene Ben-Gurion gilt gemeinhin 
als der Gründungsvater Israels. Er war Mitglied 
der zionistischen Bewegung und einer der Grün-
der und Vorsitzender der Histadrut (1920–1935) 
und der Mapai/Arbeiterpartei (gegründet 1930). 
1935 wurde er Vorsitzender der Jewish Agency, 
sowie in 1946 Geschäftsleiter der Zionistischen 
Weltorganisation und somit de facto Oberhaupt 
des Jischuw (die jüdische Bevölkerung in Paläs-
tina vor der israelischen Staatsgründung). Er rief 
im Mai 1948 den Staat Israel aus und wurde des-
sen erster Premierminister. Mit einer Unterbre-
chung (1954–1956) blieb er bis 1963 im Amt.

Gazastreifen
Mit rund 360 Quadratkilometern und einer Bevöl-
kerung von fast 1,9 Millionen Palästinenser*innen 
ist der Gazastreifen eines der am dichtesten be-
siedelten Gebiete der Welt. Er befindet sich an 
der Mittelmeerküste und grenzt im Süden an 
Ägypten und im Norden sowie Osten an Israel.
Der Gazastreifen und die Westbank sind die Ge-
biete des historischen Palästina, die im Krieg von 
1948 nicht Teil des neugegründeten Staates Isra-
el wurden. Nach 1948 befand sich der Gazastrei-
fen, in den sich viele palästinensische Flüchtlinge 
gerettet hatten, unter ägyptischer Kontrolle. Wäh-
rend des Krieges von 1956 eroberte die israeli-
sche Armee den Gazastreifen (und die Sinai-Halb-
insel), musste allerdings aufgrund des internatio-
nalen Drucks wieder abziehen. Im Krieg von 1967 
eroberte Israel den Gazastreifen erneut.
Im Zuge der Oslo-Abkommen wurde die Verwal-
tung des Gazastreifens (mit Ausnahme der bis zu 
deren Aufgabe in 2005 bestehenden israelischen 
Siedlungen und Armeelagera) im Mai 1994 der 
palästinensischen Autonomiebehörde übergeben, 
doch Israel kontrollierte weiterhin und bis heute 
den Luftraum und die Küstengewässer, sowie die 
Grenzübergänge zu Israel.
Nach der Regierungsübernahme durch die Ha-
mas 2007 verschärfte Israel (in Zusammenarbeit 
mit Ägypten) eine Reihe von auferlegten Sankti-
onen und begann eine bis heute andauernde Ab-
riegelung des Gazastreifens, die den Zu- und Aus-
gang von Waren und Personen stark beschränkt 
und zu großer Not unter der Bevölkerung führ-
te. Seit der vollständigen Abriegelung kam es zu 
mehreren bewaffneten Auseinandersetzungen 
zwischen Israel und dem Gazastreifen mit tau-
senden von Toten, zum großen Teil palästinensi-
sche Zivilist*innen, und enormen Zerstörungen 
im Gazastreifen.

Golanhöhen
Israel eroberte das Gros der syrischen Go-
lanhöhen im Krieg von 1967. Von mehr als 
120.000 syrischen (überwiegend drusischen) 
Einwohner*innen verblieben weniger als 7.000 
unter israelischer Herrschaft. Sie erhielten zu-
nächst permanente Aufenthaltsgenehmigungen 
und können seit Ende der 1970er Jahre die israe-
lische Staatsbürgerschaft erhalten. In den 1970er 
Jahren begann die israelische Besiedelung der 
besetzen Golanhöhen, welche dann 1981 annek-
tiert wurden. Die Annexion ist jedoch internatio-
nal nicht anerkannt. Heute leben auf den Golan-
höhen ca. 20.000 Drus*innen und ca. 20.000 jüdi-
sche Siedler*innen.

Hamas
Hamas ist ein Akronym des arabischen Namens 
der palästinensischen islamischen Widerstands-
bewegung, die, inspiriert von den ägyptischen 
Muslimbrüdern, 1987 gegründet und aufgrund 
ihrer Opposition zur PLO zunächst von israeli-
scher staatlicher Seite gefördert wurde. 
Die einst quietistische Hamas, die sich vor allem 
der Islamisierung der palästinensischen Gesell-
schaft widmete, verwandelte sich zunehmend in 
einen Gegenspieler Israels und der PLO, unter an-
derem dadurch, dass sie sich dafür aussprach, 
die besetzten Palästinensergebiete, falls erforder-
lich, auch mit Gewalt zu befreien. Die Hamas er-
kennt Israel nicht an, ist aber zu einem Waffen-
stillstand bereit, falls sich Israel aus den 1967 be-
setzten Gebieten zurückzieht. 2006 beteiligte sich 
die Hamas an den Wahlen der palästinensischen 
Autonomiebehörde und gewann mit 44% der 
Stimmen die Mehrheit der Sitze, was ihr die Re-
gierungsbildung erlaubte. Aufgrund des von den 
USA und der EU ausgeübten Drucks ging die Ha-
mas eine Große Koalition mit der Fatah ein. Die-
se Regierung wurde aber dennoch von den USA 
und der EU finanziell nicht unterstützt, was zu-
sammen mit Spannungen über die Kontrolle der 
Sicherheitsbehörden zu offenen Kampfhandlun-
gen zwischen den Koalitionspartnern führte. Seit-
dem sind die Palästinensergebiete zweigeteilt: 
Die Hamas regiert den Gazastreifen, die Fatah die 
Enklaven in der Westbank, fällige Wahlen finden 
nicht statt. Weder die EU noch die USA unterhal-
ten diplomatischen Kontakt zur Hamas, da sie als 
Terrororganisation einstuft wird.

Herzl, theodor (1860 –  1903)
Herzl war ein österreichisch-ungarischer jüdischer 
Schriftsteller und Journalist. 1896 veröffentlich-
te er unter dem Eindruck der Dreyfus-Affäre das 
Buch „Der Judenstaat. Versuch einer modernen 
Lösung der Judenfrage“. Der Mitinitiator des ers-
ten Zionistischen Weltkongresses (1897 in Basel) 
und erster Präsident der Zionistischen Weltorga-
nisation gilt als zentraler Vordenker und aktiver 
Wegbereiter des Zionismus.

Histadrut
Die Histadrut ist der Dachverband, in dem die 
meisten Gewerkschaften Israels organisiert sind. 
1920 gegründet, war sie ein Hauptpfeiler der zi-
onistisch-sozialistischen Bewegung und wurde 
nach 1948 zu einer der mächtigsten Organisati-
onen in Israel. Sie nahm nicht nur gewerkschaft-
liche Aufgaben wahr (mehr als 80 Prozent der 
Arbeitnehmer*innen wurden von ihr vertreten), 
sondern besaß auch einige der größten Konzerne, 
die größte Bank, die meisten Pensionsfonds und 
die größte Krankenkasse. Im Zuge der (neo-)libe-
ralen Wirtschaftspolitik, die seit den 1980er Jah-
ren von der Regierung verfolgt wird, wurde die 
Histadrut auf ihre gewerkschaftliche Tätigkeit be-
schränkt. Seit 1995 heißt der Dachverband offizi-
ell Neue Histadrut.

Glossar



110

Intifada (Erste)
Intifada (arabisch für: abschütteln) bezeichnet 
den Aufstand der palästinensischen Bevölke-
rung in der Westbank (einschließlich Ost-Jerusa-
lem) und dem Gazastreifen gegen die israelische 
Besatzung. Die Erste Intifada begann im Dezem-
ber 1987 und dauerte in unterschiedlicher Inten-
sität bis zur Unterzeichnung der Oslo-Verträge 
1993. Sie war ein spontaner Volksaufstand, der 
nicht durch die im Exil befindliche PLO orches-
triert wurde. Die Mittel des Aufstands reichten 
von zivilem Ungehorsam (Streiks, Graffiti) über 
Steinewerfen (daher die Bezeichnung Intifada 
der Steine), vor allem durch Kinder und Jugend-
liche, bis zum Einsatz von Molotowcocktails. Bei 
dem Versuch, die Intifada mit Gewalt zu been-
den, verletzte die israelische Armee zehntausen-
de Kinder und Jugendliche und tötete über 1.000 
Palästinenser*innen. Die israelische Seite beklag-
te ca. 100 tote Zivilist*innen sowie ca. 60 tote 
Armeeangehörige.

Intifada (Zweite)
Die Zweite Intifada, auch Al-Aqsa-Intifada ge-
nannt, wurde im September 2000 durch den pro-
vokativen Besuch Ariel Scharons auf dem Tem-
pelberg/al-Haram al-Scharif und die gewaltsame 
Unterdrückung palästinensischer Proteste da-
gegen ausgelöst. Anders als in der Ersten Inti-
fada wurde der Aufstand zunehmend durch die 
palästinensischen Parteien orchestriert und mit-
hilfe von Selbstmordattentäter*innen und Waf-
fen geführt, auch innerhalb Israels. Israel setz-
te im Gegenzug mitunter Panzer und die Luft-
waffe ein. Die Gewaltbereitschaft beider Seiten 
führte zu zahlreichen Opfern, nach Schätzungen 
etwa 3.000 Palästinenser*innen und 1.000 Israe-
lis. Die Zweite Intifada wurde offiziell durch das 
in Scharm el-Scheikh geschlossene Abkommen 
zwischen dem palästinensischen Präsidenten 
Mahmoud Abbas und dem israelischen Premier-
minister Ariel Scharon 2005 beendet.

Israelische Landverwaltung
Die israelische Landverwaltung ist eine 1960 ein-
gerichtete Behörde, die das sich in öffentlichem 
Eigentum befindliche Land in Israel (das heißt 
über 90 Prozent des gesamten Landes), verwal-
tet. Gemäß dem „Grundlegenden Gesetz in Be-
zug auf israelisches Land“ (1960) darf das öf-
fentliche Landeigentum nicht veräußert, son-
dern nur verpachtet werden. Dies schließt auch 
vom Jüdischen Nationalfonds erworbenes Land 
ein (ca. 13% des gesamten Landes), das ge-
mäß der Satzung der Organisation nur an jü-
dische Pächter*innen vergeben werden darf. 
Gegen diese Diskriminierung nichtjüdischer 
Staatsbürger*innen legten Menschenrechtsorga-
nisationen 2004 (erfolgreich) Klage beim Obers-
ten Gericht ein. Daraufhin wurde 2009 eine Ge-
setzesreform verabschiedet, wonach die ILA 
durch eine neue israelische Landbehörde abge-
löst und in öffentlichem Eigentum befindliches 
Land schrittweise privatisiert werden soll. 

Knesset
Hebräisch für: Versammlung. Dem israelischen 
Parlament in Jerusalem gehören 120 Abgeord-
nete an, welche nach Verhältniswahlrecht mit ei-
ner Sperrklausel von 3,25 Prozent gewählt wer-
den, wobei sich sowohl einzelne Parteien als auch 
Wahllisten zur Wahl stellen können. Eine Legisla-
turperiode dauert vier Jahre.

Krieg von 1948
Die offizielle israelische Bezeichnung für diesen 
Krieg ist meist Unabhängigkeitskrieg oder Befrei-
ungskrieg; von Palästinenser*innen wird er als 
Nakba (arabisch für: Katastrophe) bezeichnet. Der 
Krieg begann 1947 zwischen jüdischen und pa-
lästinensischen Milizen in Folge des UNO-Tei-
lungsplans. Nach der Gründung des israelischen 
Staates im Mai 1948 beteiligten sich auch regu-
läre Militäreinheiten aus Ägypten, Syrien, dem Li-
banon, Jordanien und dem Irak. Der Krieg endete 
1949 mit einem Waffenstillstand. Die Waffenstill-
standslinien wurden zu Israels international aner-
kannten Grenzen, die im Zusammenhang mit den 
1967 besetzten Gebieten auch als Grüne Linie be-
zeichnet werden.

Krieg von 1967
Die offizielle israelische Bezeichnung für den vom 
5. bis 10. Juni 1967 andauernden Krieg ist meist 
Sechstagekrieg; von arabischer Seite wird er mit-
unter auch als Naksa (arabisch für: Rückschlag) 
bezeichnet. Er fand zwischen Israel auf der ei-
nen und Ägypten, Jordanien und Syrien auf der 
anderen Seite statt, wobei Israel die Sinai-Halb-
insel, die Golanhöhen, den Gazastreifen und die 
Westbank (einschließlich Ost-Jerusalem) erober-
te. Nach der Unterzeichnung des israelisch-ägyp-
tischen Friedensabkommens 1979 räumte Isra-
el den Sinai. Die Besatzung der anderen Gebie-
te besteht fort.

Krieg von 1973
Die offizielle israelische Bezeichnung ist meist 
Jom-Kippur-Krieg; auf arabischer Seite wird er 
meist Oktober-Krieg genannt. Am Jom Kippur, 
dem höchsten jüdischen Feiertag, griffen die Ar-
meen einer von Ägypten und Syrien geführten 
Koalition Israel an und begannen einen Krieg, auf 
den Israel aufgrund einer Fehleinschätzung nicht 
vorbereitet war und der in Israel ein nationales 
Trauma zur Folge hatte.

Militärregierung
Nach der Staatsgründung 1948 erhielt die inner-
halb Israels verbliebene palästinensische Bevöl-
kerung die israelische Staatsbürgerschaft, wur-
de aber einer Militärregierung unterstellt. In die-
sem Zusammenhang wurden „Sperrzonen“ 
errichtet: Ortschaften und Stadtviertel, in de-
nen Palästinenser*innen wohnten, sowie rela-
tiv dünnbesiedelte Gebiete, insbesondere im Ne-
gev. Palästinenser*innen, die außerhalb dieser 

„Sperrzonen“ lebten, wurden in eine solche ge-
bracht. Die „Sperrzonen“ unterstanden der isra-
elischen Armee und wurden von der Militärre-
gierung mittels Kriegsrecht, das zumeist auf den 
von der britischen Mandatsregierung 1945 er-
lassenen Verteidigungs-(Notstands-)Verordnun-
gen beruhte, verwaltet. Die palästinensischen 
Staatsbürger*innen durften die ihnen zugeteil-
te „Sperrzone“ nur mit Sondergenehmigung ver-
lassen, und auch andere zentrale Grundrech-
te, etwa das Recht auf richterliche Anhörung und 
Gerichtsverfahren bei Inhaftierung, waren für 
sie aufgehoben. Die Militärregierung endete for-
mell 1966.

Mizrachim
Mizrachim (hebräischen plural für: orientalisch) ist 
die Bezeichnung für aus Asien und Afrika stam-
mende jüdische Israelis, wobei die meisten von 
ihnen aus arabischen und muslimischen Ländern 
eingewandert sind. Die Bezeichnung Mizrachim 
wird in Abgrenzung zu den aus Europa stammen-
den Aschkenasim verwendet.

Nakba
Nakba (arabisch für: Katastrophe) bezeichnet 
die Ereignisse im Rahmen des Krieges von 1948 
(1947–1949) und deren Folgen. Der neu ge-
gründete israelische Staat beherrschte 77 Pro-
zent des historischen Palästina, mehr als 10.000 
Palästinenser*innen kamen während der Kampf-
handlungen ums Leben, mehr als 500 Städte und 
Dörfer wurden zerstört bzw. entvölkert, und mehr 
als 700.000 Palästinenser*innen, das heißt mehr 
als die Hälfte der palästinensischen Bevölkerung 
im historischen Palästina bzw. ca. 80 Prozent der 
PalästinenserInnen, die vor dem Krieg in Gebie-
ten gelebt hatten, die sich nach Kriegsende inner-
halb der international anerkannten Grenzen Isra-
els befanden, wurden zu Flüchtlingen. Ihr in Isra-
el befindliches Eigentum wurde vom israelischen 
Staat konfisziert.

Oslo-Abkommen
Zwei aufeinanderfolgende Abkommen zwischen 
der israelischen Regierung und der PLO: das 
1993 in Washington unterzeichnete „Oslo I“ so-
wie das 1995 in Taba unterzeichnete „Oslo II“. Im 
Rahmen der Abkommen erkannte Israel die PLO 
als Verhandlungspartner an und Teile der besetz-
ten Palästinensergebiete wurden der begrenz-
ten Selbstverwaltung durch die zu diesem Zweck 
geschaffene Palästinensische Autonomiebehör-
de unterstellt. Zentrale Fragen sollten in späte-
ren Verhandlungen geklärt werden, darunter der 
Grenzverlauf zwischen Israel und dem palästinen-
sischen Gemeinwesen (dessen Status noch zu 
definieren ist), die Zukunft der israelischen Sied-
lungen in den besetzten Gebieten, die Zukunft 
von Jerusalem, das Ausmaß der Kontrolle und 
Präsenz der israelischen Armee in den palästinen-
sischen Autonomiegebieten sowie das Recht auf 
Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge.

Ost-Jerusalem
Am Ende des Krieges von 1948 (1947–1949) teil-
te die Waffenstillstandslinie die Stadt: West-Je-
rusalem wurde Teil von Israel und Ost-Jerusalem 
(einschließlich der Altstadt) Teil der von Jordani-
en beherrschten Westbank. Während des Krie-
ges von 1967 eroberte Israel die Westbank (ein-
schließlich Ost-Jerusalem), Ende Juni 1967 er-
weiterte Israel das Stadtgebiet (West-)Jerusalems 
über Ost-Jerusalem und umliegende Ortschaf-
ten hinaus, wodurch dieses Territorium (nach is-
raelischem Recht) Teil des israelischen Staatsge-
biets wurde – was international nicht anerkannt 
ist. Die palästinensischen Bewohner*innen er-
hielten „permanente Aufenthaltsgenehmigun-
gen“. Mit Ausnahme des jüdischen Viertels in der 
Altstadt konzentrierte sich der israelische Sied-
lungsbau zunächst auf einen äußeren Gürtel, der 
Ost-Jerusalem von der übrigen Westbank trennt. 
Seitdem dieser fast geschlossen ist, wird nun in-
tensiver im Innern, einschließlich der palästinen-
sischen Viertel, gebaut. 1980 verabschiedete die 
Knesset das Jerusalem-Gesetz, wonach Jerusa-
lem „die ewige, vereinigte und unteilbare Haupt-
stadt Israels“ sei. Die VN-Sicherheitsratsresoluti-
on 478 erklärte das Gesetz nach internationalem 
Recht für nichtig. Die Oslo-Abkommen verschärf-
ten die Notlage der palästinensischen Bevölke-
rung Ost-Jerusalems: Neben dem Druck durch 
den israelischen Siedlungsbau und den fehlenden 
Baugenehmigungen für Palästinenser*innen, den 
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extrem schlechten Infrastruktur- und Bildungsein-
richtungen, der sehr mangelhaften Gesundheits-
versorgung sowie anderen Formen der Diskrimi-
nierung wurde infolge der Abkommen eine starke 
Beschränkung des Personen- und Warenverkehrs 
zwischen Ost-Jerusalem und den übrigen Teilen 
der Westbank institutionalisiert. Die Oslo-Abkom-
men regeln den Status Ost-Jerusalems nicht. Von 
palästinensischer Seite wird gefordert, dass Ost-
Jerusalem die Hauptstadt des zu errichtenden pa-
lästinensischen Staates wird. 

Palästinensische 
Befreiungsorganisation (PLO)
Die Dachorganisation verschiedener palästinen-
sischer Organisationen (unter denen die 1959 ge-
gründete Fatah – Akronym des arabischen Na-
mens der Palästinensischen Nationalen Befrei-
ungsbewegung – die größte ist) wurde 1964 in 
Kairo gegründet und trat für den bewaffneten 
Kampf gegen Israel ein. 1974 wurde die PLO auf 
der Konferenz der Arabischen Liga als einzig legi-
time Vertretung des palästinensischen Volkes an-
erkannt und erhielt Beobachterstatus in der VN. 
Als Jordanien 1988 weitgehend auf seinen Herr-
schaftsanspruch auf die Westbank verzichtete, 
verabschiedete der Palästinensische Nationalrat, 
ein zentrales Organ der PLO, die Palästinensische 
Unabhängigkeitserklärung, in der der palästinen-
sische Staat ausgerufen und Israel in den Gren-
zen, wie sie vor dem Krieg von 1967 bestanden 
hatten, de facto anerkannt wurde. Mit den Oslo-
Abkommen erkannte die PLO Israel dann formell 
an, und Israel wiederum erkannte die PLO als Ver-
tretung des palästinensischen Volkes an. Die im 
Rahmen der Oslo-Abkommen entstandene Pa-
lästinensische Autonomiebehörde ist kein Teil der 
PLO, jedoch besteht eine Personalunion: Jassir 
Arafat (1929–2004), der die PLO seit 1969 führte, 
stand der Autonomiebehörde vor, wie auch sein 
Nachfolger Mahmoud Abbas (Abu Mazen).

Rabin, Jitzchak (1922 –  1995)
In Jerusalem geboren, schloss sich Rabin 1941 
der zionistischen paramilitärischen Untergrund-
organisation in Palästina an, dessen Stabschef 
er 1947 wurde. In der neugegründeten israeli-
schen Armee wurde er hochrangiger Offizier, ab 
1964 Stabschef. Nach dem Krieg von 1967 wur-
de er Israels Botschafter in den USA, 1973 Mit-
glied der Knesset (Arbeitspartei), 1974 Premiermi-
nister. 1977 trat er angesichts eines Finanzskan-
dals zurück. Zwischen 1984 und 1990 diente er 
als Verteidigungsminister in mehreren Großen-
Koalitionsregierungen. In dieser Funktion gab er 
während der Ersten Intifada den Befehl, den auf-
ständigen Palästinenser*innen „die Knochen zu 
brechen“. 1992 wurde er erneut Premierminister 
und als solcher unterzeichnete er die Oslo-Verträ-
ge (1993, 1995), für die er mit Jassir Arafat und 
Schimon Peres den Friedensnobelpreis erhielt, 
sowie das israelisch-jordanische Friedensabkom-
men (1994). Am 4. November 1995 wurde Rabin 
im Kontext einer Hetzkampagne gegen die Oslo-

Verträge von einem Rechtsextremen ermordet.

Siedlungen
Der Begriff bezeichnet die für jüdische Israelis er-
richteten Ortschaften oder Stadtviertel in den 
1967 eroberten und daraufhin besetzten Gebieten. 
2014 lebten ca. 350.000 Siedler*innen in 125 von 
der israelischen Regierung genehmigten Siedlun-
gen und in ca. 100 nicht genehmigten, aber mit 
staatlicher Hilfe gebauten sogenannten Outposts 
in der Westbank. Hinzu kommen etwa 200.000 
Siedler*innen im besetzten Ost-Jerusalem. Die 
Siedlungen gelten als der Hauptgrund für das 
Scheitern von Friedensverhandlungen zwischen 
Israel und den Palästinenser*innen. 

Siedlungsblöcke
Dieser Begriff wurde insbesondere in den Ver-
handlungen im Rahmen des Oslo-Prozesses ver-
wendet. Er bezeichnet Teile der 1967 besetzten 
Gebiete, in denen zahlreiche israelische Siedlun-
gen relativ dicht beieinanderliegen. In den Ver-
handlungen wurde von israelischer Seite argu-
mentiert, dass aufgrund der dichten Besiedlung 
diese „Blöcke“ auch im Rahmen eines Friedens-
abkommens mit den Palästinenser*innen nicht 
geräumt werden könnten und ein Teil des israeli-
schen Staatsgebiets werden sollten. 

Westbank
Die Westbank, auf Deutsch auch Westjordan-
land genannt, ist ein fast 5.900 Quadratkilome-
ter großes Gebiet, in dem heute ca. 2,8 Millio-
nen Palästinenser*innen sowie etwa 550.000 isra-
elische Siedler*innen leben. Im Norden, Westen 
und Süden grenzt die Westbank (zu der auch Ost-
Jerusalem gehört) an Israel und im Osten, entlang 
des Jordan-Flusses, an Jordanien. Die Westbank 
und der Gazastreifen sind die Gebiete von Pa-
lästina, die im Krieg von 1948 nicht Teil des neu-
gegründeten Staates Israel wurden. Nach dem 
Krieg von 1948 stand die Westbank unter jorda-
nischer Kontrolle und wurde 1950 von Jordanien 
annektiert (was allerdings international kaum an-
erkannt wurde). Im Krieg von 1967 eroberte Israel 
unter anderem auch die Westbank, deren Besat-
zung bis heute fortbesteht. 

Zweistaatenlösung
In der Debatte um den israelisch-palästinensi-
schen Konflikt bezeichnet die Zweistaatenlösung 
die Konzeption, wonach Israel die 1967 besetzten 
Gebiete räumt und sich in seine international an-
erkannten Grenzen zurückzieht, während im Ga-
zastreifen und in der Westbank ein palästinensi-
scher Staat entsteht – mit oder ohne etwaigen 
Gebietsaustausch.

Verfasserin: Ursula Wokoeck Wollin
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